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Bald knallen die Korken: Nie
trinken Schweizerinnen und
Schweizer so viel Champagner
wie zum Jahreswechsel. Pro Jahr
werden 6,4 Millionen Flaschen
des Schaumweins ins Land im-
portiert. Alle stammen aus dem
Weinbaugebiet Champagne, das
sich im Norden Frankreichs auf
34 300 Hektaren Fläche er-
streckt. In einer anderen Liga
spielt das «Schweizer» Cham-
pagne: Ein Waadtländer Dorf
mit 1000 Einwohnern, an dem
Autofahrende auf der A5 kurz
vor Yverdon vorbeibrausen.
Hier wird mit 25 Hektaren Re-
ben hauptsächlich Rot- und
Weisswein produziert.

Die französische Region und
das Waadtländer Dorf verbindet
aber nicht nur der Name und die
Liebe zum Wein – sondern auch
ein 25 Jahre langer Streit, der
dieses Jahr zu Ende ging.

Swissair alsProfiteurindes
Verbots
Am Ursprung des Champa-
gne(r)-Zoffs stehen die ersten
bilateralen Abkommen zwi-
schen der Schweiz und der EU.
Die Verhandlungen kamen 1998
zum Abschluss und brachten die
Personenfreizügigkeit hervor.
Andere Vertragsinhalte sind
deutlich unbekannter. So wird
für Waadtländer Weine die Ver-
wendung der Bezeichnung
«Champagne» untersagt – Fla-
schen dürfen also nicht als Wein
aus Champagne verkauft wer-
den. Die französischen Cham-
pagner-Produzenten hatten er-
folgreich dafür lobbyiert. Die

Schweiz erhielt im Gegenzug für
ihr Zugeständnis von der EU
einen erleichterten Zugang zum
europäischen Luftraum für die
Swissair.

«Wir wurden für das Busi-
ness der Swissair geopfert», sagt
Albert Banderet (74) ein Viertel-
jahrhundert später in seinem
Haus in Champagne. Um süffi-
sant anzufügen: «Swissair ging
trotzdem pleite. Wir dagegen
produzieren immernochWein.»

Banderet besass früher selbst
Reben und war Gemeindepräsi-
dent von Champagne, als die
Bilateralen I beschlossen wur-
den. Seither orchestrierte er den
Widerstand der «Champa-
gnoux», wie die Bewohnenden
des Ortes heissen.

Zu Beginn dominierten wirt-
schaftliche Ängste: Die Wein-
bauern befürchteten Einbussen
von jährlich 1,2 Millionen Fran-
ken. Mit der Zeit habe sich dies

relativiert und es sei mehr um
die Frage des Prinzips gegangen,
sagt Banderet. «Es ist eine Un-
gerechtigkeit, dass Champagne
seine Weine als einzige Schwei-
zer Weinbaugemeinde nicht
unter seinem Namen verkaufen
darf. Wir haben uns ja nicht
Champagne genannt, weil sich
die französischen Schaumweine
gut verkaufen!» Tatsächlich
wird der lateinische Ortsname
Campania und die Existenz von

Reben im Waadtländer Dorf
schon in einem Schriftstück aus
dem Jahr 885 erwähnt.

Gekämpft inBernund
Brüssel
Die Winzer der Gemeinde lies-
sen nichts unversucht: Sie legten
2002 in Luxemburg Einspruch
gegen die Bilateralen ein – ohne
Erfolg. Sie weibelten in Bundes-
bern. Und sie reisten 2015 zur
EU-Kommission in Brüssel, die

nicht helfen konnte, weil die Ge-
meinde Champagne kein ge-
schütztes Label sei. Dies wollte
die Waadtländer Regierung
2021 ändern: Sie trug die kon-
trollierte Ursprungsbezeich-
nung (AOC) «Commune de
Champagne» im kantonalen
Weinreglement ein. Dagegen
wehrten sich die französischen
Schaumwein-Produzenten. Das
Waadtländer Verfassungsge-
richt gab ihnen mit Verweis auf
die bilateralen Verträge Recht.
Vor dem Bundesgericht blitzten
Kanton, Gemeinde und Wein-
bauern mit ihren Rekursen ab.

Die von Albert Banderet prä-
sidierte Winzer-Vereinigung
entschied sich im Februar 2023,
den Fall nicht an den europäi-
schen Gerichtshof für Men-
schenrechte weiterzuziehen –
hatte die Justiz-Saga doch zuvor
schon 110 000 Franken gekos-
tet. Besonders die jüngere Ge-
neration will den Blick nach vor-
ne richten. «Man muss seine
Energie dort einsetzen, wo es
am meisten Sinn ergibt», sagt
Winzerin Marie-Florence Per-
drix (54) aus dem Nachbardorf
Giez, die in Champagne Reben
besitzt. Für sie liege die Priorität
darin, die Weine der gesamten
Region Bonvillars zu verkaufen.
Dies gelinge auch ohne das La-
bel «Champagne» auf dem Eti-
kett gut.

Ganz Ruhe eingekehrt ist in
der 1000-Seelen-Gemeinde
aber noch nicht. Der einzige
Weinkeller des Ortes steht
im Visier des französischen
Schaumwein-Imperiums. Besit-
zer Eric Schopfer erzählt, dass
er dieses Jahr zum zweiten Mal

Bilateraler Champagner-Zoff
Das Schweizer Dorf Champagne hat wegen des französischen Schaumweins das Recht auf seinen Namen verloren. Widerständige Winzer, das EU-Dossier – und die Swissair.

Albert Banderet kämpfte 25 Jahre lang an vorderster Front gegen den Namensverlust – vergebens. Bild: Andrea Zahler (13. 12.2023)

Ist bald ausgeböllert?
Eine Initiative will lautes Feuerwerk verbieten. In der Bevölkerung kommt das gut an.

RetoWattenhofer

Alles begann mit einem Beitrag
in den sozialen Medien an Sil-
vester 2020. «Zu den besten
Wünschen fürs 2021 gehört die-
ser: Verbot von privater Knalle-
rei!», schrieb Roman Huber auf
Facebook. Der ehemalige Jour-
nalist und Inhaber einer Hunde-
schule war wütend: «Tiere lei-
den, sie geraten in Angst und Pa-
nik, sterben, werden aus dem
Winterschlaf geweckt.» Noch
schlimmer sei, dass die Böllerei
von der Politik goutiert werde.

Der Aargauer erhielt viele
positive Rückmeldungen und so
mündete ein Post in einer natio-
nalen Initiative, über die das
Stimmvolk dereinst abstimmen
wird. Anfang November reichte
das Initiativkomitee 136 000
Unterschriften für die Volksini-
tiative «Für eine Einschränkung
von Feuerwerk» ein. Als Partner
an Bord sind erfahrene Organi-
sationen wie die Fondation
Franz Weber, die mit der Zweit-
wohnungsinitiative an der Urne
reüssierte, oder Pro Natura.

Mit dem Volksbegehren soll
ein Verbot von lautem Feuer-

werk in die Verfassung geschrie-
ben werden. «Der Verkauf und
die Verwendung von Feuer-
werkskörpern, die Lärm erzeu-
gen, sind verboten», steht im
Initiativtext. Für Anlässe von
überregionaler Bedeutung wie
das Züri Fäscht oder das See-
nachtsfest in Luzern wären Aus-
nahmen möglich.

Schon bei der Lancierung
der Feuerwerksinitiative zeigte
sich, dass das Thema den Men-
schen unter den Nägeln brennt.
In Kommentarspalten gingen
die Wogen hoch. Endlich
Schluss mit der Knallerei, fan-

den die einen; die anderen be-
fürchteten einen Angriff auf eine
wichtige Schweizer Tradition.
Viele politische Beobachter be-
lächelten die Initiative, wohl
auch, weil sie aus privatem An-
trieb entstand und keine Partei-
en involviert sind.

Trotzdem stehen die Er-
folgsaussichten gut. Wie eine re-
präsentative Umfrage von «wat-
son» zeigt, geniesst das Anlie-
gen in der Bevölkerung einen
grossen Rückhalt. 76 Prozent
der Befragten wollen lautem
Feuerwerk einen Riegel schie-
ben. Bemerkenswert: Die Initia-
tive erfährt in allen politischen
Lagern Unterstützung. Zwar ha-
ben die nationalen Parteien
noch keine Parole gefasst. Doch
Politiker von SP bis SVP befür-
worten ein Verbot.

Auf der Unterstützerliste ist
Darius Meier. Für den Zürcher
FDP-Politiker ist klar: «Die
Knallerei im Quartier verletzt
die psychische Integrität der
Menschen.» Die Freiheit des
Einzelnen dürfe nicht so weit ge-
hen, dass andere zu Schaden kä-
men. Nicht gelten lässt der Öko-
nom den Verweis auf eine

Schweizer Tradition. «Feuer-
werk verkörpert nicht unsere
Werte und ist unschweizerisch.»

Skeptisch ist die Aargauer
SP-Nationalrätin Gabriela Suter.
Sie habe nicht den Eindruck,
dass Feuerwerk ganzjährig un-
kontrolliert abgefeuert werde,
sagte sie bei der Lancierung der
Initiative. Der Umgang mit der
Knallerei sei in vielen Gemein-
den bereits geregelt. So ist in der
Stadt Bern Feuerwerk in der Alt-
stadt verboten oder in Davos
darf gar kein Feuerwerk gezün-
det werden. Für Meier erinnert
das an die kantonal unterschied-
liche Regelung zum Rauchver-
bot. «Statt eines Flickenteppichs
brauchen wir schweizweit ein-
heitliche Regeln.»

Bleibt die Frage nach der
Umsetzbarkeit: Könnte ein Ver-
bot wirkungslos bleiben, weil
das Feuerwerk im Ausland be-
schafft wird? Dass die Durchset-
zung Tücken hat, zeigt Davos. Er
habe wenig Verständnis für alle
jene, die ihre Raketen und Böl-
ler trotz Verbot steigen liessen,
liess sich der zuständige Landrat
Jürg Zürcher nach Silvester in
der Lokalzeitung zitieren.

Stopfleber-Initiative sorgt in
Frankreich für Schlagzeilen
Stefan Bühler

Die spinnen, die Helvetier! Die
Aufregung in den französischen
Zeitungsspalten ist erheblich,
zumal die Nachricht just vor den
Feiertagen eingeschlagen ist.
Exakt dann, wenn die typisch
französische Delikatesse auf
den Tisch kommt: le Foie gras,
die Gänseleber. Oder, wie Tier-
schützer sagen: Stopfleber, für
die Gänse und Enten mit Futter
vollgepumpt werden.

Was ist passiert? In Bern sind
diese Woche zwei Initiativen
eingereicht worden. Die eine
verlangt ein Importverbot von
tierquälerisch erzeugten Pelz-
produkten, die andere ein Im-
portverbot für Stopfleber.

Letztere hat in Frankreich
für Schlagzeilen gesorgt – denn
die Gänseleberproduzenten aus
Frankreich wären von einem
Schweizer Importverbot stark
betroffen. In den Artikeln wer-
den die Initianten von «Alliance
Animale Suisse» zitiert: Dass in
der Schweiz seit Jahrzehnten ein
Stopfverbot gelte, aber jährlich
rund 200 Tonnen Foie gras im-
portiert werden, sei «heuchle-
risch». Deshalb brauche es das

Verbot. Zwar wurde in den fran-
zösischen Medien darauf ver-
wiesen, dass es noch ein langer
Weg sei bis zur Abstimmung.
Trotzdem echauffierte sich die
Leserschaft über die Initiative,
wie viele Kommentare zeigen.

«Schweizer Schokolade soll-
te in Frankreich verboten wer-
den, da sie auch nicht sehr gut
für die Leber ist!!!», fordert ein
Schreiber. Ein anderer konsta-
tiert: «Sie haben weder Meer
noch Strände und bald auch
nicht mehr das Recht, sich mit
Gänseleberpastete vollzustop-
fen, aber sie werden immer das
Geld haben, sich das alles zu
leisten.» Er empfiehlt deshalb,
ein Restaurant in Annemasse,
nahe der Schweizer Grenze, zu
eröffnen: «Sie werden Kunden
haben!»

Ist also ganz Gallien en co-
lère über die Schweiz? Nein,
eine Gruppe unbeugsamer Fran-
zosen widersetzt sich der natio-
nalen Empörung: «Enfin une
bonne nouvelle», lautet ein
Kommentar. Und ein Gourmet
stellt fest: «Das ist eine gute
Nachricht! (...) Wenn wir weni-
ger exportieren, müssen wir lo-
kal konsumieren.» Bon appétit!

Private Knallerei zu Silvester soll
verboten werden. Bild: Keystone
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